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Die Anreizregulierung führt zu
steigendem Kostendruck auf die
Netzbetreiber, während der
Wettbewerb auf den Vertriebs-
märkten zunimmt, was zu sin-
kenden Margen führt. An dieser
Situation wird sich wohl auch
durch den kürzlich geschlosse-
nen Koalitionsvertrag einstwei-
len nichts ändern.

Stadtwerke müssen mit sin-
kenden Einnahmen rechnen

Gleichzeitig kommt auf die Un-
ternehmen – forciert durch die
Energiewende – nicht unerhebli-
cher Investitionsbedarf zu. Ein
mittelgroßes Stadtwerk kann
dabei bis 2020 durchaus mit zu-
sätzlichen Investitionen aus
Netzumbau, intelligenten
Zählern und Erneuerbaren En-
ergien in Höhe von 50 Mio. Euro
rechnen. Damit droht die aus
der Vergangenheit gewohnte
Stetigkeit der Erträge von Ener-
giebeteiligungen zukünftig ver-
loren zu gehen und auch das Ni-
veau könnte insgesamt niedri-
ger ausfallen. Oft wird – dies zeigt
eine Analyse aktueller Wirt-
schaftspläne – ein Rückgang der
Ergebnisse in den nächsten
Jahren um nicht weniger als 20
Prozent erwartet. Dies ist beson-
ders vor dem Hintergrund pro-
blematisch, dass viele städti-
sche Haushalte von den Aus-
schüttungen der Energieversor-
gungsbeteiligungen abhängen
und zudem auch zur Realisie-
rung des steuerlichen Querver-
bunds auf die Einnahmen aus
den Versorgungsbetrieben an-
gewiesen sind, um die Verluste
aus Verkehrs- und Bäderbetrieb
auszugleichen.

Kommunale Steuerung
nicht ausreichend 

Dieser hohen Bedeutung der
Energieversorgungsbeteiligun-
gen werden viele Städte in ihrem
Beteiligungsmanagement der-
zeit noch nicht gerecht. Der Fo-
kus liegt heute überwiegend auf

der vergangenheitsbezogenen
Analyse der Unternehmenser-
gebnisse im Rahmen der “Betei-
ligungsverwaltung”. Eine aktive
Steuerung durch die Kommune,
um die zukünftige Entwicklung
der kommunalen Energieversor-
ger maßgeblich zu beeinflussen,
ist weniger verbreitet, obwohl
diese aufgrund der schwierigen
energiewirtschaftlichen Rah-
menbedingungen und der hohen
Relevanz für die Stadt geboten
erscheint. Nicht selten werden
weder strategische Vorgaben ge-
macht noch Kooperationsakti-
vitäten der Energiebeteiligungen
und Risiken aktiv gesteuert.
Auch bei der Finanzierung der

hohen Investitionen im Zuge der
Energiewende ist die Stadt mit in
der Verantwortung. Selbst bei
bestehenden haushaltspoliti-
schen Restriktionen kann die
Stadt dem Energieversorger zur
Seite stehen. Gerade durch ihre
Nähe zum Bürger kann die Kom-
mune den lokalen Energiever-
sorger in einem Prozess der akti-
ven Bürgereinbindung und fi-
nanziellen Beteiligung unter-
stützen. Ist die Stadt mit dem
notwendigen betriebs- und ener-
giewirtschaftlichen Know-how

ausgestattet, bietet sich das Po-
tenzial, die Beziehung zwischen
Stadt und Energieversorger zu
nutzen, um gemeinsam ein Ge-
schäftsmodell für die Zukunft zu
entwickeln.

Neue Wege im 
Beteiligungsmanagement

Um die Energiewende auch vor
Ort erfolgreich zu gestalten und
gleichzeitig weiterhin angemes-
sene Ausschüttungen vom
Stadtwerk erwarten zu können,
sollten im kommunalen Beteili-
gungsmanagement neue Wege
gegangen werden. Zukünftig
sollte auch die Stadt selbst die
wesentlichen Auswirkungen der
energiewirtschaftlichen Verän-
derungen auf die vorgelegten
Unternehmensplanungen be-
werten und strategische Impli-
kationen durch aktives strategi-
sches Beteiligungsmanagement
mitgestalten.

*Klaus Neuhäuser ist Bereichs-
leiter Managementberatung und
Mitglied der Geschäftsleitung;
Tim Ronkartz ist Managementbe-
rater beim BET Büro für Energie-
wirtschaft und technische Pla-
nung GmbH in Aachen.

Kommunen in der Verantwortung
Energiewende erfordert stärkeres Beteiligungsmanagement

(BS/Klaus Neuhäuser/Tim Ronkartz*) Die Situation der Energieversorgungsunternehmen in Deutschland
kann zurzeit durchaus als “angespannt” bezeichnet werden. Die regenerativen Energien drängen selbst
hocheffiziente konventionelle Kraftwerke aus dem Markt. Unsicherheit hinsichtlich der Rahmenbedingun-
gen und Wettbewerb um günstige Standorte und Projekte prägen die Entwicklung der Erneuerbaren 
Energien.

Kommunale Haushalte und steuerliche Quersubventionierung etwa des ÖPNV
hängen oft auch von den Ausschüttungen der Energieversorgungsbeteiligun-
gen ab. Um Einnahmeschwankungen aufgrund der unsicheren Energiewende-
zeiten besser zu begegnen, kann strategisches Beteiligungsmanagement Ab-
hilfe schaffen. Im Bild eine Biogasanlage Foto: BS/VKU, regentaucher.com
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